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96 . Bundesgesetz: Änderung des Apothekengesetzes
(NR: GP XVIII RV 760 AB 863 S. 101. BR: AB 4458 S. 564.)
[EWR/Anh. VII: 385 L 0432, 385 L 0433, 385 L 0584, 390 L 0658]

97 . Bundesgesetz: Änderung des Arzneiwareneinfuhrgesetzes
(NR: GP XVIII RV 759 AB 864 S. 101. BR: AB 4459 S. 564.)

9 8 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkommen und Kurorte
(NR: GP XVIII RV 761 AB 865 S. 101. BR: AB 4460 S. 564.)

99 . Bundesgesetz: Änderung des Tierärztegesetzes
(NR: GP XVIII RV 758 AB 866 S. 101. BR: AB 4461 S. 564.)
[EWR/Anh. VII: 378 L 1026]

96. Bundesgesetz, mit dem das Apothekenge-
setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Apothekengesetz, RGBl. Nr. 5/1907, zuletzt
geändert durch die Bundesgesetze BGBl.
Nr. 362/1990 und BGBl. Nr. 45/1991 sowie durch
die Kundmachung BGBl. Nr. 446/1992, wird wie
folgt geändert:

1. § 2 lautet:

„§ 2. (1) Von der Erteilung der Konzession zum
Betrieb einer öffentlichen Apotheke im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist ausgeschlossen, wer bereits
Inhaber einer Konzession zum Betrieb einer
Apotheke im Sinne dieses Bundesgesetzes oder einer
Berechtigung zum Betrieb einer Apotheke in einer
anderen Vertragspartei des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen)
ist.

(2) Inhaber einer Konzession zum Betrieb einer
Apotheke im Sinne dieses Bundesgesetzes oder einer
Berechtigung zum Betrieb einer Apotheke in einer
anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens,
Pächter oder Leiter solcher Apotheken dürfen keine
andere öffentliche Apotheke im Sinne dieses
Bundesgesetzes pachten oder leiten."

2. Die Abs. 1 bis 6 des § 3 lauten:

„(1) Zur Erlangung der Berechtigung zum
selbständigen Betrieb einer öffentlichen Apotheke
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist erforderlich:

1. die österreichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsbürgerschaft einer anderen Vertragspar-
tei des EWR-Abkommens, sofern Abs. 4 nichts
anderes bestimmt,

2. die Vertretungsberechtigung, die durch das
österreichische staatliche Apothekerdiplom im
Sinne des § 3 a oder ein anderes Diplom,
Prüfungszeugnis oder sonstigen Befähigungs-
nachweis im Sinne der im Anhang VII des
EWR-Abkommens enthaltenen Richtlinie
85/433/EWG des Rates, geändert durch die
Richtlinien 85/584/EWG und 90/658/EWG
des Rates, nachgewiesen wird,

3. die Leitungsberechtigung auf Grund einer
nach Erfüllung des Erfordernisses gemäß Z 2
zurückgelegten fachlichen Tätigkeit der in
Abs. 2 bezeichneten Art und Dauer,

4. die volle Geschäftsfähigkeit,
5. die Verläßlichkeit mit Beziehung auf den

Betrieb einer Apotheke,
6. die körperliche und gesundheitliche Eignung,

die durch ein amtsärztliches Zeugnis nachzu-
weisen ist und

7. ausgezeichnete Kenntnisse der deutschen
Sprache.

(2) Fachliche Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 Z 3 ist
eine fünfjährige pharmazeutische Tätigkeit in einer
öffentlichen Apotheke oder Anstaltsapotheke in
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens.

(3) Der Berechnung der Dauer der fachlichen
Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 Z 3 ist eine im
Volldienst tatsächlich zurückgelegte Dienstverwen-
dung zu Grunde zu legen. Im Teildienst zurückge-
legte Zeiten sind nur mit ihrem verhältnismäßigen
Anteil anzurechnen.

(4) Dem Antragsteller, der nicht österreichischer
Staatsbürger, sondern Staatsbürger einer anderen
Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, ist die
Berechtigung nur zu erteilen, wenn sie für eine
Apotheke beantragt wird, die seit mindestens drei
Jahren betrieben wird.
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(5) Als Nachweis gemäß Abs. 1 Z 2 gilt für
Personen im Sinne des § 3 a Abs. 3 auch der
Nachweis der Ausbildung im Sinne des § 3 a Abs. 3.

(6) Von der Erlangung der Berechtigung zum
selbständigen Betrieb einer öffentlichen Apotheke
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ausgeschlossen,
wer länger als drei Jahre in keiner öffentlichen
Apotheke oder Anstaltsapotheke tätig war und nicht
seit wenigstens sechs Monaten eine solche Tätigkeit
wieder ausübt."

3. Dem § 3 a, der die Absatzbezeichnung „(1)"
erhält, werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt:

„(2) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbil-
dung gemäß Abs. 1 ist vom Bundesminister für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz das
staatliche Apothekerdiplom zu verleihen.

(3) Personen, die an einer Universität der
Republik Österreich den akademischen Grad eines
Magisters der Pharmazie oder einen gleichwertigen
im Ausland erworbenen und in Österreich nostrifi-
zierten akademischen Grad erworben haben und die
Prüfung für den Apothekerberuf im Sinne des § 3 a
Abs. 1 vor Inkrafttreten des EWR-Abkommens für
Österreich abgelegt haben, ist das staatliche
Apothekerdiplom nur dann zu verleihen, wenn sie
glaubhaft machen, daß sie beabsichtigen, den
Apothekerberuf außerhalb Österreichs in einer
Vertragspartei des EWR-Abkommens auszuüben."

4. § 4 samt Überschrift lautet:

„Leitung

§ 4. (1) Eine öffentliche Apotheke ist durch den
Konzessionsinhaber, Pächter oder Leiter (§§ 17 a
und 17b) zu führen. Die Leitung ist persönlich
auszuüben.

(2) Der Pächter oder Leiter (§§ 17 a und 17 b)
einer öffentlichen Apotheke muß denselben Bedin-
gungen entsprechen, welche für die Erlangung der
Berechtigung zum selbständigen Betrieb einer
öffentlichen Apotheke vorgesehen sind."

5. § 17 b Abs. 2 lautet:

„(2) Bei vorübergehender Verhinderung des
Konzessionsinhabers, des Pächters oder des verant-
wortlichen Leiters können auch Personen als
Stellvertreter mit der Führung des Betriebes für eine
nicht länger als sechs Wochen dauernde Zeit betraut
werden, die den Erfordernissen des § 3 Abs. 1 Z 2
bis 7 entsprechen, deren fachliche Tätigkeit jedoch
noch nicht fünf Jahre gedauert hat."

6. § 20 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Pächter, verantwortliche Leiter oder
Stellvertreter ist von der Führung des Betriebes der
Apotheke auch dann zu entfernen, wenn seine
Bestellung entgegen § 2 Abs. 2 erfolgte oder wenn er
späterhin mit dem Betrieb einer anderen öffentli-

chen Apotheke für eigene Rechnung beginnt, ohne
von der Leitung der ersten Apotheke zurückzutre-
ten."

7. § 22 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Besitzer einer Realapotheke ist von der
Leitung der Apotheke ausgeschlossen, wenn er
gleichzeitig eine andere Apotheke leitet (§ 2)."

8. § 38 samt Überschrift lautet:

„Sonstige Vorschriften

§ 38. Für Anstaltsapotheken gelten § 2 Abs. 2,
§§ 4 bis 7, § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 2 Z 3, § 14 Abs. 1,
§ 17 b Abs. 1 und 2, § 20 und § 20 a sinngemäß."

9. Nach § 68 wird folgender § 68 a eingefügt:

„§ 68 a. § 2, § 3 Abs. 1 bis 6, § 3 a Abs. 2 und 3,
§ 4, § 17 b Abs. 2, § 20 Abs. 2, § 22 Abs. 2 und § 38
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 96/
1993 treten mit Inkrafttreten des EWR-Abkom-
mens *) für Österreich in Kraft."

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil

Vranitzky

9 7 . Bundesgesetz, mit dem das Arzneiwaren-
einfuhrgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Arzneiwareneinfuhrgesetz, BGBl.
Nr. 179/1970, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 642/1987 und 45/1991, wird wie folgt
geändert:

1. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Einfuhr von Waren im Sinne des § 1 Z 1
bis 4 ist dosiert oder in Aufmachung für den
Kleinverkauf, soweit dieses Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt, nur zulässig, wenn dafür eine
Einfuhrbewilligung erteilt wurde."

2. §2 Abs. 3 bis 5 lauten:

„(3) Eine Einfuhrbewilligung ist nur zu erteilen
für

1. Arzneiwaren, die zur Wiederausfuhr bestimmt
sind,

2. Arzneiwaren, die für wissenschaftliche
Zwecke nicht zur Anwendung an Mensch
oder Tier bestimmt sind, sowie

3. Arzneiwaren, die zur Anwendung an Mensch
oder Tier für medizinische, veterinärmedizini-
sche oder wissenschaftliche Zwecke benötigt
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werden. Für gemäß dem Arzneimittelgesetz,
BGBl. Nr. 185/1983, Zulassungspflichtige
Arzneispezialitäten, die in Österreich nicht
zugelassen sind, ist in diesen Fällen die
Einfuhrbewilligung nur zu erteilen, wenn
a) sie für klinische oder nichtklinische Prü-

fungen bestimmt sind oder
b) zur ärztlichen oder tierärztlichen Behand-

lung benötigt werden, weil der Behand-
lungserfolg mit einer in Österreich zuge-
lassenen und verfügbaren Arzneispezialität
voraussichtlich nicht erzielt werden kann.

(4) Die Einfuhrbewilligung ist nur zu erteilen,
wenn gegen die Einfuhr der betreffenden Arzneiwa-
ren aus gesundheitlichen Gründen keine Bedenken
bestehen.

(5) Einem Antrag auf Erteilung einer Einfuhrbe-
willigung einer Arzneiware im Sinne des Abs. 3 Z 3
lit. b ist eine fachliche Begründung für das
Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 Z 3 lit. b
durch den Arzt oder Tierarzt beizufügen, der die
Arzneiware benötigt."

3. § 2 Abs. 6 entfällt.

4. § 3 lautet:

„§ 3. (1) Zur Antragstellung auf Erteilung einer
Einfuhrbewilligung sind nur öffentliche Apotheken,
Anstaltsapotheken sowie andere in einer Vertrags-
partei des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) zum Vertrieb
von Arzneiwaren befugte pharmazeutische Unter-
nehmer berechtigt.

(2) Anträge auf Erteilung einer Einfuhrbewilli-
gung sind unter Verwendung der dafür amtlich
aufzulegenden Formblätter einzubringen. Der An-
trag und die angeschlossenen Unterlagen müssen
alle für die Entscheidung erforderlichen Angaben
enthalten."

5. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis liegt,
kann der Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz die Landeshauptmänner er-
mächtigen, Einfuhrbewilligungen an Antragsteller
zu erteilen, die ihren Sitz in dem betreffenden
Bundesland haben."

6. § 5 lautet:

„§ 5. (1) Eine Einfuhrbewilligung gemäß § 2 ist
nicht erforderlich für

1. Arzneispezialitäten, bei denen nachgewiesen
wird, daß sie gemäß § 11 des Arzneimittelge-
setzes zugelassen oder gemäß § 27 des
Arzneimittelgesetzes registriert sind,

2. Arzneispezialitäten, die gemäß § 12 Z 3 des
Arzneimittelgesetzes keiner Zulassung be-
dürfen,

3. Arzneiwaren, für die eine ärztliche Beschei-
nigung beigebracht wird, daß sie für einen
lebensbedrohenden Erkrankungsfall benötigt
werden und der Behandlungserfolg mit
einem im Inland zugelassenen und im Handel
erhältlichen Arzneimittel voraussichtlich
nicht erzielt werden kann,

4. Arzneiwaren, für die eine gemäß § 12 des
Gesetzes betreffend die Abwehr und Tilgung
von Tierseuchen, RGBl. Nr. 177/1909, aus-
gestellte Bewilligung beigebracht wird,

5. Arzneiwaren, bei denen nachgewiesen wird,
daß sie in Durchführung von Hilfsmaßnah-
men in Katastrophenfällen eingeführt wer-
den,

6. Arzneispezialitäten, die in einer dem üblichen
persönlichen Bedarf des Reisenden oder dem
Bedarf eines mitreisenden Tieres entspre-
chenden Menge bei der Einreise mitgeführt
werden,

7. Arzneispezialitäten zur Anwendung am
Menschen, die in einer dem üblichen
persönlichen Bedarf des Empfängers entspre-
chenden Menge aus einer Vertragspartei des
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR-Abkommen) bezogen
werden, dort in Verkehr gebracht werden
dürfen und dort nicht der Rezeptpflicht
unterliegen,

8. Arzneispezialitäten zur Anwendung am
Menschen, die in einer dem üblichen
persönlichen Bedarf des Empfängers entspre-
chenden Menge aus einer Vertragspartei des
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR-Abkommen) bezogen
werden, dort in Verkehr gebracht werden
dürfen und dort der Rezeptpflicht unterlie-
gen,

9. Arzneiwaren, die für den Eigenbedarf von
wissenschaftlichen Instituten oder Untersu-
chungsanstalten des Bundes oder der Bun-
desländer benötigt werden, jedoch nicht zur
Anwendung an Mensch oder Tier bestimmt
sind,

10. Arzneiwaren, die von einem Antragsberech-
tigten im Sinne des § 14 des Arzneimittelge-
setzes in geringen Mengen als Muster einer
Arzneispezialität oder einer Substanzprobe
im Sinne des § 15 Abs. 1 Z 3 und 12 des
Arzneimittelgesetzes benötigt werden,

11. Arzneiwaren, die von einem Zulassungsinha-
ber zur Vorlage für eine Chargenprüfung
gemäß § 26 des Arzneimittelgesetzes benötigt
werden,

12. Arzneiwaren, die durch Gebietskörperschaf-
ten zur Erfüllung der ihnen gemäß § 57
Abs. 1 Z 5 des Arzneimittelgesetzes übertra-
genen Aufgaben bezogen werden,

13. Arzneispezialitäten, die gemäß § 36 Abs. 1
lit. d des Zollgesetzes 1988, BGBl. Nr. 644,
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als Übersiedlungsgut eingangsabgabenfrei
bleiben,

14. Arzneiwaren, die für das Oberhaupt oder ein
Regierungsmitglied eines auswärtigen Staates
oder dessen Begleitung eingeführt werden
und zum Gebrauch während ihres Aufenthal-
tes in Österreich bestimmt sind,

15. Arzneispezialitäten, die zum persönlichen
Gebrauch durch die Mitglieder einer diplo-
matischen Mission oder konsularischen Ver-
tretung, in Österreich oder durch die
Angehörigen bzw. Bediensteten internationa-
ler Organisationen, die in Österreich ihren
Sitz haben, sowie deren Familienangehörige
bestimmt sind, soweit es sich dabei nicht um
österreichische Staatsbürger handelt,

16. Arzneiwaren, die ins Ausland verbracht und
innerhalb von einem Monat wieder unverän-
dert ins Inland zurückgebracht werden, und

17. Arzneiwaren, die im Anweisungsverfahren
gemäß § 116 Abs. 3 des Zollgesetzes 1988
eingangsabgabenfrei wiedereingeführt wer-
den.

(2) Der Nachweis gemäß Abs. 1 Z 1 ist durch den
Zulassungsbescheid zu erbringen. Wurde die
Arzneispezialität nicht durch Bescheid zugelassen,
ist die Registrierung nachzuweisen.

(3) Einfuhren gemäß Abs. 1 Z 7 haben über
inländische öffentliche Apotheken zu erfolgen, es
sei denn, es wird eine ärztliche Verschreibung
vorgelegt.

(4) Bei einer Einfuhr gemäß Abs. 1 Z 8 ist eine
ärztliche Verschreibung vorzulegen. Bei einer
Einfuhr gemäß Abs. 1 Z 9 bis 12 ist die Zweckbe-
stimmung nachzuweisen oder zumindest glaubhaft
zu machen.

(5) Die Ausnahme gemäß Abs. 1 Z 6 gilt nicht für
im Ausland erworbene Arzneispezialitäten, die
durch Reisende mit gewöhnlichem Wohnsitz (§ 93
Abs. 4 des Zollgesetzes 1988) im Zollinland
eingeführt werden, wenn die mitgeführte Menge
drei für die Abgabe an Privatpersonen vorgesehene
Handelspackungen einer Arzneispezialität über-
steigt.

(6) Die Ausnahmen gemäß Abs. 1 Z 7 und 8
gelten nicht, wenn die eingeführte Menge drei für
die Abgabe an Privatpersonen vorgesehene Han-
delspackungen einer Arzneispezialität übersteigt, es
sei denn, die Einfuhr erfolgt unter folgenden
Voraussetzungen über eine inländische öffentliche
Apotheke:

1. im Zeitpunkt der Einfuhr steht fest, daß die
Arzneispezialitäten zur Weitergabe an be-
stimmte Personen zu deren persönlichen
Bedarf bestimmt sind, und die für eine Person
bestimmte Menge drei für die Abgabe an
Privatpersonen vorgesehene Handelspackun-

gen einer Arzneispezialität nicht übersteigt,
und

2. das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1
dem Zollamt nachgewiesen oder zumindest
glaubhaft gemacht wird.

(7) Über Einfuhren im Sinne des Abs. 1 Z 7 und 8
hat die beauftragte öffentliche Apotheke Aufzeich-
nungen zu führen, die zumindest folgende Angaben
aufweisen müssen:

1. Bezeichnung der Arzneispezialität,
2. Anzahl der eingeführten Handelspackungen

unter Angabe der Packungsgrößen,
3. Staat, aus dem eingeführt wurde und dort

ansässige Lieferfirma,
4. Preis, zu dem die Arzneispezialität bezogen

wurde,
5. Empfänger der Arzneispezialität und
6. gegebenenfalls Name und Berufssitz des

verschreibenden Arztes.

Diese Aufzeichnungen sind zumindest 3 Jahre im
Apothekenbetrieb aufzubewahren."

7. § 8 lautet:

„§ 8. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1970
in Kraft.

(2) § 1, § 2 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 3 lit. a, c und f,
§ 5, § 5 a, § 6 Abs. 1 und § 7 a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 642/1987 treten am
1. Jänner 1988 in Kraft.

(3) § 2 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 3, § 4 Abs. 2, § 5 und
§ 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 97/1993 treten zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum *) für Österreich in Kraft. Gleich-
zeitig tritt § 2 Abs. 6 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 179/1970 außer Kraft."

8. Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt:

„§ 9. (1) Durch dieses Bundesgesetz werden die
Bestimmungen des Außenhandelsgesetzes. 1984,
BGBl. Nr. 184, sowie des Suchtgiftgesetzes 1951,
BGBl. Nr. 234, nicht berührt.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich § 1, § 2 Abs. 1, § 5 und § 5 a, soweit
Angelegenheiten des Zolltarifes oder des Zollrechts
berührt sind, der Bundesminister für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund-
heit, Sport und Konsumentenschutz, hinsichtlich
des § 7, soweit Organe der Zollverwaltung tätig
werden, der Bundesminister für Finanzen und im
übrigen der Bundesminister für Gesundheit, Sport
und Konsumentenschutz betraut."

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil

Vranitzky
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98. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
über natürliche Heilvorkommen und Kurorte

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 2. Dezember 1958 über
natürliche Heilvorkommen und Kurorte, BGBl.
Nr. 272/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 45/1991, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 22 werden folgende Absätze angefügt:

„(3) Für die Einfuhr von Produkten im Sinne des
Abs. 1 ist keine Unbedenklichkeitsbescheinigung
erforderlich, wenn es sich um Ursprungsprodukte
einer Vertragspartei des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen)
handelt, die im Ursprungsland in Verkehr gebracht
werden dürfen. Die für die sichere Anwendung
erforderlichen medizinischen Angaben sind auf der
Verpackung des Produktes in leicht verständlicher
Form anzuführen.

(4) Die beabsichtigte Einfuhr von Produkten
gemäß Abs. 3 ist dem Bundesministerium für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz unter
Vorlage von Unterlagen, die die Verkehrsfähigkeit
des Produktes im Ursprungsland bescheinigen,
sowie von Unterlagen, die zur Beurteilung der
gesundheitlichen Unbedenklichkeit des Produktes
erforderlich sind, zu melden. Über die erfolgte
Meldung ist eine Bestätigung auszustellen. Die
Einfuhr ist vom Bundesminister für Gesundheit,
Sport und Konsumentenschutz zu untersagen, wenn
dies zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit
von Menschen erforderlich ist. Anläßlich der
Untersagung der Einfuhr ist die Bestätigung
einzuziehen.

(5) Unbedenklichkeitsbescheinigungen gemäß
Abs. 1 bilden eine erforderliche Unterlage für die
Durchführung des Zollverfahrens gemäß § 52
Abs. 4 des Zollgesetzes 1988, BGBl. Nr. 644, in der
jeweils geltenden Fassung."

2. In § 23 wird nach dem Zitat „§ 22 Abs. 1" das
Zitat „ , 3 und 4" eingefügt.

3. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt:

„§ 28 a. § 22 Abs. 3, 4 und 5, § 23 und § 29 Abs. 2
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 98/
1993 treten mit Inkrafttreten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum *) für Öster-
reich in Kraft."

4. § 29 Abs. 2 lautet:

„(2) Mit der Vollziehung
1. der §§ 17 bis 20 und 23 ist der Bundesminister

für Gesundheit, Sport und Konsumenten-
schutz,

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

2. der §§ 21 und 22 Abs. 1 bis 4 der Bundesmini-
ster für Gesundheit, Sport und Konsumenten-
schutz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten und

3. des § 22 Abs. 5 der Bundesminister für
Finanzen betraut."

Klestil

Vranitzky

99. Bundesgesetz, mit dem das Tierärztegesetz
geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Tierärztegesetz, BGBl. Nr. 16/1975, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 643/1987
wird wie folgt geändert:

1. §3 Abs. 2 lautet:

„(2) Allgemeine Erfordernisse im Sinne des Abs. 1
sind:

1. die österreichische Staatsbürgerschaft,
2. die volle Geschäftsfähigkeit,
3. ein an der Veterinärmedizinischen Universität

Wien oder im Ausland erworbener und in
Österreich nostrifizierter gleichartiger akade-
mischer Grad oder — für Staatsangehörige
von Vertragsparteien des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) — die schriftliche Bestätigung
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens,
daß die betreffende Person in diesem Staat auf
Grund eines dort anerkannten akademischen
Grades zur selbständigen Ausübung des
tierärztlichen Berufes berechtigt ist.

2. Dem § 3 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Das Erfordernis der österreichischen Staats-
bürgerschaft gemäß Abs. 2 Z 1 entfällt für Staatsan-
gehörige von Vertragsparteien des EWR-Abkom-
mens."

3. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt:

„§ 4 a. (1) Staatsangehörige von Vertragsparteien
des EWR-Abkommens, die in einem solchen Staat
zur Ausübung des tierärztlichen Berufes befugt sind,
dürfen diesen in Österreich grenzüberschreitend
ausüben.

(2) Tierärzte nach Abs. 1 haben bei Ausübung
ihrer Tätigkeit in Österreich eine Bescheinigung des
Niederlassungsstaates darüber mitzuführen, daß sie
den tierärztlichen Beruf im Niederlassungsstaat
rechtmäßig ausüben. Sie haben diese Bescheinigung
den Organen der öffentlichen Aufsicht auf deren
Verlangen vorzulegen.
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(3) Tierärzte nach Abs. 1 sind bei Ausübung ihrer
Tätigkeit in Österreich hinsichtlich Disziplinarver-
gehen den Kammermitgliedern gemäß dem 2. Ab-
schnitt gleichgestellt.

(4) Tierärzte nach Abs. 1 haben sich bei der
Bezirksverwaltungsbehörde jenes Bezirkes, in dem
sie tierärztliche Leistungen zu erbringen beabsichti-
gen, vor Aufnahme ihrer tierärztlichen Tätigkeit
einmal je Kalenderjahr schriftlich unter Beilage
einer Bescheinigung gemäß Abs. 2 anzumelden.
Erbringen Tierärzte nach Abs. 1, die eine solche
Anmeldung noch nicht erstattet haben, tierärztliche
Leistungen im Inland bei Gefahr im Verzug, so
haben sie diese Anmeldung unverzüglich nachzuho-
len."

4. § 5 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Von der Eintragung sind Personen nach § 4 Z 1
und § 4 a Abs. 1 ausgenommen."

5. Nach § 14 werden folgende §§ 14 a bis 14 i
eingefügt:

„§ 14 a. (1) Tierärzte, die sich auf ein von der
Hauptversammlung der Bundeskammer der Tier-
ärzte Österreichs (Bundeskammer) anerkanntes
Fachgebiet oder auf mehrere dieser Fachgebiete
spezialisiert haben, dürfen nach erfolgreich abgeleg-
ter Prüfung vor einem Senat der jeweiligen für das
betreffende Fachgebiet bei der Bundeskammer
gemäß § 14 c Abs. 1 eingerichteten Kommission den
Titel ,Fachtierarzt' unter gleichzeitiger Anführung
des jeweiligen Fachgebietes führen. Mit dem Erwerb
dieses Titels ist eine Einschränkung der Berufsaus-
übungsbefugnis nicht verbunden. Jeder Tierarzt
darf alle tierärztlichen Tätigkeiten auch dann
ausüben, wenn er einen Fachtierarzttitel nicht
führen darf.

(2) § 14 Abs. 2 gilt auch für Fachtierarzttitel
gemäß Abs. 1.

§ 14 b. (1) Voraussetzungen für den Erwerb eines
Fachtierarzttitels sind:

1. die Befugnis zur Ausübung des tierärztlichen
Berufes,

2. ein in Österreich anerkanntes Doktorat der
Veterinärmedizin,

3. der Abschluß einer fachspezifisch-praktischen
Weiterbildung,

4. der Abschluß einer fachspezifisch-theoreti-
schen Weiterbildung,

5. der Abschluß einer fachspezifisch-wissen-
schaftlichen Weiterbildung und

6. eine erfolgreich abgelegte Prüfung gemäß
§ 14aAbs. 1.

(2) Die fachspezifisch-praktische Weiterbildung
muß durch eine mindestens fünfjährige tierärztliche
Berufsausübung, davon eine mindestens dreijährige
Tätigkeit bei einem einschlägig tätigen Fachtierarzt
oder in einschlägigen Tierkliniken oder Universi-
tätsinstituten oder im Ausland in gleichwertigen

Einrichtungen erfolgen. Diese Weiterbildung ist
vom Prüfungswerber nachzuweisen. Die Beurtei-
lung, inwieweit die jeweiligen Einrichtungen im
Ausland als gleichwertig anzusehen sind, obliegt
dem für die Prüfung gemäß § 14 c Abs. 2
zuständigen Senat.

(3) Die fachspezifisch-theoretische Weiterbil-
dung hat durch den Besuch von einschlägigen
Seminaren, Kursen, Tagungen oder post-graduate-
Lehrgängen der Veterinärmedizinischen Universität
Wien oder anderer Veranstalter in der jeweils von
der Hauptversammlung der Bundeskammer vorge-
schriebenen Art und Dauer zu erfolgen. Der Besuch
ist durch Vorlage einer Bestätigung in einem hiefür
von der Bundeskammer aufzulegenden Fortbil-
dungsausweis nachzuweisen. Die Beurteilung, ob
und inwieweit eine im Ausland erfolgte fachspezi-
fisch-theoretische Weiterbildung als den Anforde-
rungen entsprechend anerkannt wird, obliegt dem
für die Prüfung gemäß § 14 c Abs. 2 zuständigen
Senat.

(4) Die fachspezifisch-wissenschaftliche Weiter-
bildung hat durch wenigstens

1. zwei einschlägige wissenschaftliche Arbeiten,
die zumindest zum überwiegenden Teil vom
Prüfungswerber stammen müssen, und

2. einen einschlägigen, wissenschaftlichen Vor-
trag im Rahmen einer Tagung, eines Kurses,
eines Seminars oder einer Lehrveranstaltung

zu erfolgen. Die Nachweise über die wissenschaftli-
chen Arbeiten und den Vortrag sind anläßlich des
Antrages nach § 14 d Abs. 1 vorzulegen. Die
Beurteilung dieser Unterlagen obliegt dem für die
Prüfung gemäß § 14 c Abs. 2 zuständigen Senat.

§ 14 c. (1) Den Fachtierarzt-Prüfungskommissio-
nen (Kommissionen) bei der Bundeskammer gehö-
ren an:

1. je Fachgebiet mindestens ein von der Haupt-
versammlung der Bundeskammer auf vier
Jahre gewählter Vorsitzender;

2. je Fachgebiet mindestens ein von der Haupt-
versammlung der Bundeskammer auf vier
Jahre gewählter, einschlägig ausgebildeter
oder einschlägig tätiger Fachtierarzt oder
sonstiger anerkannter Spezialist;

3. je Fachgebiet mindestens ein über Vorschlag
des Rektors der Veterinärmedizinischen Uni-
versität Wien von der Hauptversammlung der
Bundeskammer auf vier Jahre gewählter,
einschlägig tätiger Universitätslehrer.

(2) Die Fachtierarzt-Prüfung erfolgt vor einem
Senat der für das jeweilige Fachgebiet von der
Hauptversammlung der Bundeskammer gewählten
Kommission. Die Senatsmitglieder sind vom Vorsit-
zenden der jeweils zuständigen Kommission nach
gleichbleibender alphabetischer Reihenfolge aus
dem Kreis jener Personen zu bestellen, die für das in
Aussicht genommene Fachgebiet gemäß § 36 Abs. 7
Z 8 gewählt wurden. Jeder Senat besteht aus einem
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Senatsvorsitzenden und mindestens je einer der
unter Abs. 1 Z 2 und 3 genannten Personen. Der
Vorsitzende der jeweils zuständigen Kommission
hat die Geschäftsverteilung der Senate jeweils für
die Dauer eines Kalenderjahres im voraus festzuset-
zen.

(3) Die Kanzleigeschäfte der Kommissionen und
Senate werden von der Bundeskammer geführt.

§ 14 d. (1) Der Antrag auf Zulassung zur
Fachtierarzt-Prüfung ist vom Prüfungswerber bei
der jeweils zuständigen Kommission zu stellen.
Diesem Antrag sind anzuschließen:

1. der Nachweis der Befugnis zur Ausübung des
tierärztlichen Berufes,

2. die Promotionsurkunde,
3. die Nachweise über die fachspezifisch-prakti-

sche, -theoretische und -wissenschaftliche
Weiterbildung und

4. der Beleg über die Einzahlung der Anmel-
dungsgebühr.

(2) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet
der nach der Geschäftsverteilung zuständige Prü-
fungssenat der jeweiligen Kommission. Die Zulas-
sung ist dann zu erteilen, wenn die Voraussetzungen
gemäß § 14 b Abs. 1 Z 1 bis 5 vorliegen.

(3) Gegen die Nichtzulassung steht dem Prü-
fungswerber das Recht der Berufung an den
Vorstand der Bundeskammer zu. Eine weitere
Berufung ist nicht zulässig.

§ 14 e. (1) Dem Prüfungswerber sind vom
Senatsvorsitzenden mindestens vier Wochen vor der
Prüfung der Prüfungstermin, der Prüfungsort und
die Namen der Mitglieder des Prüfungssenats
bekanntzugeben.

(2) Umstände, die geeignet sind, die Unbefangen-
heit eines Mitglieds des Prüfungssenats dem
Prüfungswerber gegenüber in Zweifel zu ziehen,
sowie Verhinderungen aus anderen Gründen sind
vom betroffenen Senatsmitglied und vom Prüfungs-
werber unverzüglich dem Vorsitzenden der jeweils
zuständigen Kommission anzuzeigen. Der Vorsit-
zende der Kommission hat in begründeten Fällen
das in der alphabetischen Reihenfolge nächste, für
das betreffende Prüfungsfach in Betracht kom-
mende Kommissionsmitglied als Senatsmitglied zu
bestimmen.

§ 14 f. (1) Der Prüfungswerber hat dem Senats-
vorsitzenden den Beleg über die Einzahlung der
Prüfungsgebühr gemäß § 14 i Abs. 2 vor der
Prüfung vorzulegen.

(2) Bei der Prüfung hat der Prüfungswerber ein
detailliertes, dem jeweils neuesten Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechendes,
umfassendes Wissen auf seinem Fachgebiet nachzu-
weisen.

(3) Die Mitglieder des Senats haben unmittelbar
nach Abschluß der Prüfung in geheimer Beratung
mit einfacher Stimmenmehrheit die Beurteilung
über das Ergebnis der Prüfung abzugeben. Die
Beurteilung lautet ,bestanden' oder ,nicht bestan-
den '.

§ 14 g. (1) Der Senatsvorsitzende hat dem
Prüfungswerber in Anwesenheit der übrigen Mit-
glieder des Senats die Beurteilung mündlich
bekanntzugeben. Dem Prüfungswerber ist ein
Zeugnis über das Ergebnis der abgelegten Prüfung
auszuhändigen. Dieses Zeugnis muß von allen
Mitgliedern des Senats unterfertigt sein.

(2) Der Senatsvorsitzende hat das Ergebnis der
Prüfung unverzüglich der Bundeskammer mitzutei-
len. Der Fachtierarzttitel ist in die Tierärzteliste
einzutragen.

§ 14 h. (1) Wenn der Prüfungswerber die Prüfung
nicht bestanden hat, so ist vom Prüfungssenat ein
Zeitraum von wenigstens drei und höchstens zwölf
Monaten zu bestimmen, vor dessen Ablauf die
Zulassung zu dieser Prüfung nicht erneut beantragt
werden darf.

(2) Die Prüfung darf höchstens zweimal wieder-
holt werden.

§ 14 i. (1) Die Mitglieder der Senate erhalten je
abgehaltener Prüfung ein Taggeld sowie einen
Fahrtkostenersatz, deren Höhe von der Hauptver-
sammlung der Bundeskammer gesondert festzule-
gen sind.

(2) Der Prüfungswerber hat vor der Anmeldung
eine Anmeldungsgebühr und vor der Prüfung eine
Prüfungsgebühr zu entrichten. Diese Gebühren sind
von der Hauptversammlung der Bundeskammer
kostendeckend festzulegen."

6. Im § 36 Abs. 7 Z 7 tritt an die Stelle des Punktes
ein Strichpunkt, und der Z 7 werden folgende Z 8
bis 10 angefügt:

„8. die Wahl der Mitglieder der Kommissionen
gemäß § 14 c Abs. 1;

9. die Festlegung der veterinärmedizinischen
Fachgebiete, für die Fachtierarzttitel verge-
ben werden können;

10. die Festlegung von Art und Dauer der
fachspezifisch-theoretischen Weiterbildung
gemäß § 14 b Abs. 3."

7. Im § 36 Abs. 8 lautet der zweite Satz:

„In den Fällen des Abs. 6 Z 5 und Z 7 sowie bei der
Neuwahl des Präsidenten der Bundeskammer
gemäß § 38 Abs. 4 ist Zweidrittelmehrheit erforder-
lich."

8. Nach § 37 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 und 5
eingefügt; der bisherige Abs. 4 entfällt, und die
bisherigen Abs. 5 und 6 erhalten die Bezifferung „6"
und „7":
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„(4) Der Vorstand ist nach Bedarf, mindestens
aber vierteljährlich, bei der Bundeskammer auch auf
Verlangen von mindestens drei Landeskammern,
vom Präsidenten binnen zwei Wochen einzuberu-
fen. Der Vorstand ist bei Anwesenheit von zwei
Dritteln aller Vorstandsmitglieder beschlußfähig. Er
faßt seine Beschlüsse — ausgenommen bei der
Neuwahl des Präsidenten einer Landeskammer
gemäß § 38 Abs. 4 — mit einfacher Stimmenmehr-
heit. Der Vorsitzende stimmt nicht mit. Wenn eine
Abstimmung, bei der einfache Stimmenmehrheit
erforderlich ist, Stimmengleichheit ergibt, so gilt
jener Antrag als angenommen, dem der Vorsitzende
beitritt.

(5) Der Vorstand einer Landeskammer kann nach
Anhörung der Kammermitglieder eines Bezirkes
einen Tierarzt zum Bezirkstierärztevertreter und
einen weiteren Tierarzt zu dessen Stellvertreter
ernennen. Bezirkstierärztevertreter sollen den regel-
mäßigen Kontakt mit den Tierärzten eines Bezirkes
sicherstellen und den Vorstand der Landeskammer
über im Bezirk aufgetretene Probleme informie-
ren."

9. Dem § 38 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Ist der Präsident voraussichtlich dauernd
verhindert, so hat,

1. wenn der Präsident einer Landeskammer
betroffen ist, der Vizepräsident eine Vor-
standssitzung und

2. wenn der Präsident der Bundeskammer
betroffen ist, der Vizepräsident nach Anhö-
rung des Vorstandes eine außerordentliche
Hauptversammlung

einzuberufen, die jedenfalls den Tagesordnungs-
punkt ,Neuwahl des Präsidenten ' enthalten muß.
Für diese Wahl des neuen Präsidenten ist
Zweidrittelmehrheit erforderlich. Mit der Neuwahl
des Präsidenten erlischt die Funktion des bisherigen
Präsidenten."

10. Im § 41 Abs. 3 wird die Zahl „22" jeweils
durch die Zahl „30" ersetzt.

11. § 50 Abs. 4 lautet:

„(4) Gesetzwidrige Beschlüsse von Organen der
Tierärztekammern sind von der zuständigen Auf-
sichtsbehörde aufzuheben."

12. § 62 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Zugehörigkeit zu diesen drei Fonds
erstreckt sich — mit Ausnahme der Fälle des Abs. 5
— auf alle ordentlichen Mitglieder der Kammer."

13. § 62 Abs. 4 lautet:

„(4) Die im Abs. 2 genannten Personen und
freiwillige Mitglieder können den Fonds freiwillig
beitreten, sofern sie die entsprechenden Nachzah-
lungen leisten."

14. Dem § 62 Abs. 4 wird folgender Abs. 5
angefügt:

„(5) Nach dem vollendeten 55. Lebensjahr kann
eine erstmalige Mitgliedschaft bei den Fonds nicht
mehr begründet werden."

15. § 64f Abs. 1 lautet:

„(1) Die Höhe der Beiträge zur Sterbekasse
beträgt 80 S für jeden im Halbjahr eingetretenen
Sterbefall eines Fondsmitgliedes. Jedes Fondsmit-
glied hat im Kalenderjahr 24 Beiträge einzuzahlen;
diese sind im nächsten Jahr an Hand der
eingetretenen Sterbefälle abzurechnen. Endet die
Mitgliedschaft im Laufe eines Kalenderjahres
anders als durch den Tod, so ist der Beitrag zur
Sterbekasse auch für den Rest des Jahres zu
entrichten; für diesen Zeitraum besteht ein An-
spruch auf Leistungen aus der Sterbekasse."

16. § 64 f Abs. 3 entfällt; der bisherige Abs. 4
erhält die Bezifferung „3".

17. § 64 g Abs. 1 lautet:

„(1) Das Sterbegeld beträgt 120 000 S."

18. §72 lautet:

„S 72. (1) § 3 Abs. 2 und 3, § 4 a und § 5 Abs. 1
treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 99/1993 mit dem Inkrafttreten des EWR-Ab-
kommens *) für Österreich in Kraft.

(2) §§ 14 a bis 14 i, § 36 Abs. 7 Z 8 bis 10, § 36
Abs. 8, § 37 Abs. 4 bis 7, § 38 Abs. 4, § 41 Abs. 3,
§ 50 Abs. 4, § 62 Abs. 1, § 62 Abs. 4 und 5, § 64 f,
§ 64 g Abs. 1, § 72 Abs. 2 bis 7 und § 76 treten in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 99/1993 am
Ersten des auf seine Kundmachung folgenden
dritten Monats in Kraft.

(3) Jede Landeskammer hat zur Durchführung
des § 41 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 99/1993 bei der nächsten Hauptver-
sammlung die Neuwahl der Delegierten in die
Hauptversammlung der Bundeskammer gemäß den
Bestimmungen des § 41 Abs. 1, 2, 3 und 7
vorzunehmen. Bis zu diesem Zeitpunkt bleiben die
von der jeweiligen Landeskammer entsandten
Delegierten in ihrer bisherigen Funktion.

(4) Der gemäß § 14 d Abs. 2 zuständige Senat hat
Tierärzte auf deren Antrag von den Voraussetzun-
gen gemäß § 14 b Abs. 1 Z 3 bis 6 zu befreien, wenn

1. der Antrag innerhalb eines Jahres nach dem
Beschluß der Hauptversammlung gemäß § 36
Abs. 7 Z 9 über die Festlegung des betreffen-
den Fachgebietes bei der Bundeskammer
einlangt und

2. der Antragsteller nachweist, daß er auf dem
Fachgebiet, für das er den Fachtierarzttitel
anstrebt, mindestens sechs Jahre lang regelmä-
ßig und überwiegend ganztägig und in
hauptberuflicher Stellung tätig war und

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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3. die Hauptversammlung der Bundeskammer
durch Beschluß bestätigt hat, daß der Antrag-
steller bereits in einschlägigen Expertenkreisen
als fachkundiger Spezialist auf jenem Fachge-
biet anerkannt ist, für das er den Fachtierarzt-
titel anstrebt.

(5) Die gemäß § 14 d Abs. 2 zuständigen
Senatsvorsitzenden haben den Präsidenten der
Bundeskammer von den vorliegenden Anträgen
gemäß Abs. 4 in Kenntnis zu setzen. Der Präsident
hat sodann diese Anträge zur Behandlung nach
Abs. 4 Z 3 auf die Tagesordnung der nächsten
Hauptversammlung zu setzen.

(6) Gegen die Entscheidung eines Senats gemäß
Abs. 4 steht dem Antragsteller das Recht der
Berufung an den Vorstand der Bundeskammer zu.
Eine weitere Berufung ist nicht zulässig.

(7) Mitglieder der Kommissionen gemäß § 14 c
Abs. 1 haben für die Dauer dieser Funktion ohne
weitere Voraussetzungen das Recht, den Fachtier-
arzttitel für jene Fachgebiete zu führen, für die sie
als Kommissionsmitglieder bestellt wurden."

19. § 76 lautet:
„§ 76. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist in Angelegenheiten der Landeskammern die
zuständige Landesregierung, sonst der Bundesmini-
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz,
jedoch hinsichtlich des § 54 Abs. 3 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Justiz und hinsichtlich
des § 14 c Abs. 1 Z 3 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung
betraut."

Klestil

Vranitzky
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